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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Auch der Bundesrat war nach dem Nein zum EWR aktiv geworden. Er hatte im Juni 1993
eine Studienkommission eingesetzt und deren Vorschläge für die Beseitigung
kantonaler Wettbewerbsschranken im Winter in die Vernehmlassung gegeben. Das Ziel
der Schaffung eines vollständig liberalisierten Binnenmarktes wurde von den Kantonen,
den Parteien und Verbänden prinzipiell unterstützt. Mehrere grosse Deutschschweizer
Kantone und die LP zweifelten allerdings an der Verfassungsmässigkeit der
vorgeschlagenen Eingriffe in die Regelungskompetenzen der Kantone und
befürworteten Konkordatslösungen. Die Reaktionen der Wirtschaftsverbände fielen
ebenfalls gemischt aus, wobei aber keine Organisation das Vorhaben grundsätzlich
ablehnte. Bei der Liberalisierung der Submissionsregelungen forderten die
Gewerkschaften zusätzliche Vorschriften über die Einhaltung der am Ort der
Leistungserbringung üblichen Arbeits- und Entlöhnungsbedingungen. Die Unternehmer
des Baugewerbes verlangten gar den Verzicht auf eine Liberalisierung des
Submissionswesens; zusammen mit dem Gewerbeverband meldeten sie auch
Vorbehalte gegen die automatische gegenseitige Anerkennung von kantonalen
Fähigkeitszeugnissen an. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.11.1994
HANS HIRTER

Der Bundesrat legte im November - gleichzeitig mit dem Kartellgesetzentwurf - seinen
Vorschlag für ein Binnenmarktgesetz vor. Dieses neue Gesetz hält die Grundsätze für
einen freien Marktzugang von in der Schweiz niedergelassenen Personen und
Unternehmen fest. Insbesondere verankert es das aus der EU bekannte "Cassis-de-
Dijon-Prinzip", das von der Gleichwertigkeit der kantonalen Vorschriften für die
Ausübung von Erwerbstätigkeiten ausgeht und damit die Diskriminierung
ausserkantonaler Anbieter verbietet. Im öffentlichen Interesse liegende kantonale
Vorschriften über Einschränkungen des freien Zugangs zum Markt könnten zwar unter
bestimmten Umständen beibehalten werden, sie dürfen aber keinesfalls eine
Besserstellung ortsansässiger Anbieter zur Folge haben. Dieses Prinzip gilt vor allem
auch für die öffentlichen Beschaffungen und Aufträge, wo Vorschriften über Domizil
oder Eintragung in ein kantonales Handels- oder Berufsregister nicht mehr zulässig sein
sollen. Der Bundesrat berücksichtigte in seinem Entwurf die in der Vernehmlassung
angemeldeten föderalistischen Einwände der Kantone weitgehend. So anerkannte er
ausdrücklich den Vorrang von interkantonalen Regelungen in den Bereichen des
öffentlichen Beschaffungswesens und der Anerkennung von Fähigkeitsausweisen,
sofern diese den Mindestanforderungen des Gesetzes genügen. Im weiteren hielt er
fest, dass die Vorschrift, dass alle in der Schweiz niedergelassenen Personen
gleichermassen und unabhängig von ihrem Wohnort Zugang zu Erwerbstätigkeiten
haben müssen, für den öffentlichen Dienst nicht gelte. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.11.1994
HANS HIRTER

Das im Vorjahr präsentierte neue Binnenmarktgesetz wurde noch im Berichtsjahr
angenommen. Obwohl der Grundsatz des Abbaus von Handels- und
Mobilitätsschranken zwischen den Kantonen an sich unbestritten war, beantragte im
Nationalrat eine aus rechtsbürgerlichen Parlamentariern gebildete
Kommissionsminderheit Nichteintreten. Sie hielten das Gesetz für staatspolitisch
bedenklich, weil es die Kompetenzen der Kantone tangiere, und zudem für überflüssig,
weil die Kantone in der Zwischenzeit die wichtigsten Liberalisierungsschritte vollzogen
und in Konkordaten verallgemeinert hätten. Sie wurden von den Fraktionen der SVP und
der FP sowie einer FDP-Minderheit unterstützt, unterlagen aber mit 110:28 Stimmen. In
der Detailberatung stimmte eine knappe, aus einer Koalition von Linken und
Gewerbevertretern gebildete Mehrheit dem Antrag des Liberalen Eymann (BS) zu, dass
es bei öffentlichen Aufträgen zulässig sein soll, bei der Erbringung von Leistungen die
Einhaltung der ortsüblichen Arbeitsbedingungen zu verlangen. Diese Barriere gegen ein
mögliches Sozialdumping, welche der in der EU diskutierten Entsenderichtlinie
entspricht, wurde von der kleinen Kammer mit dem Argument gestrichen, dass dies
eine Benachteiligung von Anbietern aus wirtschaftlichen Randgebieten darstellen
würde, welche ihre Standortnachteile mit niedrigeren Löhnen kompensieren müssen.
Der Nationalrat schloss sich in der Differenzbereinigung gegen den Widerstand der SP
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und der GP mit 81:49 Stimmen diesem Entscheid an. Auf Antrag von Ständerat Zimmerli
(svp, BE) nahm das Parlament zudem die Bestimmung auf, dass die Kantone eine von
der Verwaltung unabhängige Instanz schaffen müssen, welche Rekurse gegen die
Vergabe von Aufträgen behandelt. In der Schlussabstimmung über das neue Gesetz gab
es im Nationalrat zwei und im Ständerat eine Gegenstimme. 3

1) BBI, 1994, I, S. 1246ff.; Presse vom 24.2.94; BZ, 7.4.94; NZZ, 7.7.94
2) BBI, 1994, I, S. 1213ff.; Presse vom 24.11.94
3) Amt. Bull. NR, 1995, S. 1143ff.; Amt. Bull. NR, 1995, S. 2052ff.; Amt. Bull. NR, 1995, S. 2299; Amt. Bull. StR, 1995, S. 1095; Amt.
Bull. StR, 1995, S. 870ff.; Amt. Bull. StR, 1995, S. 931ff.; BBI, 1995, IV, S. 548ff.; NZZ, 17.5. und 7.6.95; SGT, 21.9.95; NZZ,
20.7.95; Die Volkswirtschaft, 69/1996, Nr. 2, S. 40 ff.31
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